
3 K 3649/10 

I 
VERWALTUNGSGERICHT STUTTGART 

Im Namen des Volkes 
Urteil 

ln der Verwaltungsrechtssache 

gegen 

Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Landesamt für Besoldung und Versorgung, 
- Rechtsreferat-
70730 Fellbach, Az.: Gasser, Yvonne/141 

wegen Familienzuschlags der Stufe 1 

- Klagerin -

- Beklagter -

hat das Verwaltungsgericht Stuttgart - 3. Kammer - durch den Richter am Verwal­
tungsgericht Wirth als Einzelrichter aufgrund der mondliehen Verhandlung 

vom 10. Februar 2012 

für R e c h t erkannt: 

Der Beklagte wird verpflichtet, der Klägertn Familienzuschtag der Stufe 1 für den 
Zeitraum vom 03.12.2003 bis zum 30.09.2007 zuzüglich 5% Zinsen Ober dem Basis-
zinssatzseit dem 22.09.2010 zu bezahlen. · 

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

Von den Kosten des Verfahrens tragen die Klägerin ein Drittel und der Beklagte zwei 
Drittel. 
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Tatbestand 

Die am 14.01.1979 geborene Klägerin steht als Beamtin im Range einer Polizei­

obermeisterin (Besoldungsgruppe A 8) in Diensten des Beklagten_ Am 11.1 0. 2001 

begründete sie eine eingetragene Lebenspartnerschaft Ihre Lebenspartnerin ist bei 

der Deutschen Post AG als Dienstleistungsfachkraft beschäftigt und erhält keine dem 

Familienzuschlag der Stufe 1 vergleichbare Zulage. Die Klägerin ist Mutter eines am 

25.10.2007 geborenen Sohnes; deshalb wird ihr seit dem 01.10.2007 gemäß § 40 

Abs. 1 BBesG Familienzuschlag der Stufe 1 gewährt. 

Mit Schreiben vom 22.07.2010 beantragte die Klägerin die Bewilligung des Familien­

zuschlags der Stufe 1 auch für die Zeit ab dem 03.12.2003 unter Berufung auf das 

Diskriminierungsverbot nach der Richtlinie 2000n8/EG. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 27.08.2010 behandelte das Landesamt für Besol­

dung und Versorgung Baden-Württemberg dieses Schreiben als Widerspruch gegen 

.die;Nichtzahru~g des ~amilienzu~chlags der Stufe 1.im .Zeitraum vom:01 : .. 10;:2.00'1 bis. · :· ··· 

' zum 'ab:oo·:20b7 ti'nd Wies'lh~ ~ls uM~grOndet zurück; zor' BegtOndun~ :w~td~,a~die '·. >·. :: . I 

. . Urlel:l~ .des.·8unde~verwatt:ungsg~~ichts. vom 26.01.2006 ·- 2 .c 43.04 ·~·und vom . 

15.11.2007-2 C 33.06·~ sowieden Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 

06.05.2008 .,. 2 BvR 1830106- verwiesen. 

Am 22.0R2010 hat die Klägerin Klage erhoben. Zur Begründung vertritt sie unter 

Bezugnahme auf das Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 01.04.2008 - C-

267/06 -, NJW 2008, 1649, und den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 

,l 07.07.2009-1 BvR 1164/07-, DVBL 2009, 1510, die Auffassung, dass die Ungleich­

behandlung von Ehen und Lebenspartnerschaften gegen Europäisches Recht und 

das Grundgesetz verstoße und ihr ein Anspruch auf Familienzuschlag der Stufe 1 ab 

dem 03.12.2003 mit Ablauf der Umsetzungsfrist der Richtlinie 2000!78/EG europa­

rechtllch und für die Zeit vom 01.10.2001 bis zum 02.12.2003 a.ufgrund des Gleich­

behandlungsgebots des Art_ 3 Abs_ 1 GG zustehe. Insbesondere aufgrund der Ände­

rung der Rechtsprechung des Bundesve!Waltungsgerichts mit Urteilen vom 

28.10.2010- 2 C 10.09 und 2 C 21.09- hält sie den Fall für entscheidungsreif. Der 

Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts, dass die normative Vergleichbarkeit von 
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Ehe und Lebenspartnerschaft erst durch den Beschluss des Bundesverfassungsge­

richts vom 07.07.2009 hergesteift worden sei. hält sie allerdings für unzutreffend und 

unanwendbar. Sie beruft sich für ihre Ansicht, dass die nationalen Gerichte nicht be­

fugt seien, den sich aus der Richtlinie 2000/78/EG ergebenden Anspruch zeitlich zu 

begrenzen, nunmehr auf das Urteil des Europ~Uschen Gerichtshofs vom 10.05.2011 ~ 

C-147/08- (Römer). Sie verlangt, falls das Gericht an dem Urteil vom 16.12.2010- 3 

K 873/10 -, was den Anspruch erst ab dem 01.07.2007 zuspricht, festhalten wolle, 

vorab nochmals eine Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs einzuholen. Sie 

verweist auch darauf, dass das Problem der normativen Vergleichbarkeit von Ehe 

und Lebenspartnerschaft Gegenstand von zwei noch nicht entschiedenen Verfas­

sungsbeschwerden (2 BvR 1979/08 und 2 BvR 1397/09) sei. .Wegen weiterer Einzel­

heiten der BegrUndung wird auf die Schriftsätze der Klägerin vom 21.09., 12.10. und 

10.11.2010 sowie 09.01.2012 verwiesen. 

Die Klägerin beantragt, 

den Widerspruchsbescheid des Landesamts für Besoldung und Versorgung 

Baden-WUrttemberg vom 27.08.2010 aufzuheben und den Beklagten zu ver­

pflichten, ihr den Familienzuschlag der Stufe 1 fUr den Zeitraum vom 

01.10.2001 bis zum 30.09.2007 zuzüglich 5% Zinsen über dem Basiszinssatz 

ab Rechtshängigkeit zu zahlen_ 

Der Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

zur Begründung verweist er im Wesentlichen auf die Urteile des Bundesverwaltungs­

gerichts vom 28.10.2010 - 2 C 10.09 und 2 C 21.09 - und die Urteile des Verwal­

tungsgericht Stuttgart vom 05.07.2011 - 1 K 353/10 - und des Verwaltungsgerichts 

Karlsruhe vom 07.09.2011 - 1 K 772/10 --Wegen weiterer Einzelheiten der Begrun­

dung wird auf die Schriftsätze des Landesamts fOr Besoldung und Versorgung Ba­

den-WOrttemberg vom 25.10.2010, 12.12.2011 und 18.01.2012 verwiesen. 
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Mit Beschluss vom 01.06.2011 hat der Einze.lrichter als Berichterstatter den Beteilig­

ten einen Vergleichsvorschlag unterbreitet, den der B~klagte nicht angenommen hat. 

Durch Beschluss der Kammer vom 30.12.2011 ist der Rechtsstreit dem Berichter­

statter als Einzelrichter zur Entscheidung Obertragen worden. 

ln der mondliehen Verhandlung haben die Beteiligten ihre unterschiedlichen Stand­

punkte wiederholt, erläutert und bekräftigt und Obereinstimmend angeregt, gegen das 

Urteil die Berufung zuzulassen. 

Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die Gerichtsakten 

und die zur Sache gehörenden Behördenakten des Landesamts für Besoldung und 

Versorgung Baden-Worttemberg, die dem Gericht vorliegen, verwiesen. 

Entscheidungsgründe 

. . i ' 

··•·· .. Oas:·Geii6h(konnte durph den ·aE!richterstatter ats Einz~richter e~tSch~ideri, da die. · .: . 

. ··karTl:meir ihm diesen Rechtsstreit durch una.hfechtbaren (§ 6 Abs~ 4 Satz: 1 VwGO) 

Beschluss vom 30.12.2011 ·zur .Entscheidung obertragen hat. 

Einer ROckObertragung auf die Kammer nach § 6 Abs. 3 Satz 1 VwGO bedurfte es 

nicht, denn die aufgeworfenen Rechtsfragen sind durch höchstrichterliche Recht­

sprechung inzwischen geklärt und das eine teilweise andere Auffassung vertretende 

Urteil der Kammer vom 16.12.2010- 3 K 873/10- ist ebenso wie die Urteile des Ver-

' 9 waltungsgerichts Stuttgart vom 05.07.2011 - 1 K 353/10 - und des Verwaltungsge-

richts Karlsruhe vom 07.09.2011 - 1 K 772/10 -, auf die sich der Beklagte beruft, mitt­

lerweile überholt (so auch schon Urteil eines Einzelrichters der Kammer vom 

27.12.2011 - 3 K 4628/10 ·). 

Die Klage ist zulässig, jedoch nur in dem sich aus dem Tenor ergebenden Umfang 

begründet. 



-5-

Das Gericht schließt sich der vom BundesvenNaltungsgericht in seinen Urteilen vom 

28.10.2010-2 C 10.09 und 2 C 21.09-, DVBI. 2011,354, im Anschluss an den Be­

schluss des Bundesverfassungsgerichts vom 07.07.2009. BvR 1164/07 -, BVerfGE 

124, 199, vertretenen Auffassung an, dass eine unzulässige unmittelbare Diskrimi­

nierung der Klägerin im Sinne der Antidiskriminierungsrichtlinie 2000n8/EG insofern 

vorliegt, als§ 40 Abs. 1 Nr. 1 BBesG den Familienzuschlag der Stufe 1 verheirateten 

Beamten vorbehält und in einer eingetragenen Lebenspartnerschaff lebende Beamte 

vom Familienzuschlag (Verheiratetenzuschlag) ausschließt 

Wie das Bundesverwaltungsgericht folgt auch das erkennende Gericht der Auffas­

sung des Bundesverfassungsgerichts im genannten Beschluss, wonach ein Grund 

für die Unterscheidung von Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft in verschie­

denen Leistungsgesetzen der Bundesrepublik Deutschland nicht {mehr) darin gese­

hen werden kann, dass typischerweise bei Eheleuten wegen LOcken in der E.werbs­

biographie aufgrund von Kindererziehung ein anderer Alimentierungs- und Versor­

gungsbedarf besteht als bei Lebenspartnem. Das Bundesverfassungsgericht ver­

weist insoweit darauf, dass es nicht in jeder Ehe Kinder gibt und auch nicht jede Ehe 

auf Kinder ausgerichtet ist. Ebenso wenig kann danach unterstellt werden, dass in 

Ehen eine Rollenverteilung bestehe, bei der einer der beiden Ehegatten deutlich we­

niger berufsorientiert sei. Auch das Bild der "Versorgerehe", in der ein Ehepartner 

den anderen unterhalte, entspräche nicht mehr der gesellschaftlichen Realität und 

könne demzufolge nicht mehr als Maßstab für eine Privilegierung der Ehe gegenüber 

eingetragenen Lebenspartnerschaften dienen. Das Schutzgebot der Ehe nach Art. 6 

Abs. 1 GG rechtfertigt die Ungleichbehandlung von Ehe und nach dem Lebenspart­

nerschaftsgesetz vom 16.02.2001 eingetragenen Partnerschaften nicht. Es ist ver­

fassungsrechtlich nicht begründbar, aus dem besonderen Schutz der Ehe abzuleiten, 

das andere Lebenspartnerschaften im Abstand zur Ehe auszugestalten und mit ge­

ringeren Rechten zu versehen sind (BVerfG, Urt. v. 17.07.2002 - 1 BvF 1/01 -~ 

BVerfGE 105, 313). 

Da Behörden und Gerichte in Deutschland seit dem 03.12.2003 die Antidiskriminie­

rungsrichtlinie 2000f78/EG. die eine unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung un- . 

ter anderem wegen der sexuellen Ausrichtung untersagt, unmittelbar anwenden 

müssen, kann bei einem Verstoß gegen ·dieses Gebot der betroffene Diskriminierte 
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die gleiche Behandlung wie die Vergleichsgruppe verlangen und hat deshalb die 

Klägerin einen unmittelbaren Anspruch auf Bewilligung des Familienzuschlags der 

Stufe 1 (vgl. Grabitz/Hilf, Das Recht der Europäischen Union, Stand Januar 2008, 

RdNr. 72 zu Art 141 EGV; Calliess,/Ruffert/Bianke, EUV, EGV 4. Aufl., RdNr. 30 zu 

Art. 141 EGV; OVG Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 29.09.2008- 6 A 2261/05 -, ju­

ris). 

Der Anspruch der Klägerin besteht jedo.ch anders, als das Bundesverwaltungsgericht 

entschieden hat, nicht nur für den Zeitraum ab dem 01.07.2009, sondern seit der 

unmittelbaren Geltung cier Antidiskriminierungsrichtlinie 2000n8J.EG. Denn aus dem 

nach der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts ergangenen Urteil des Euro· 

päischen Gerichtshofs vom 10.05.2011 - C-147/08 - (Römer} folgt, dass mit ln­

krafttreten des Lebenspartnerschaftsgesetzes am 01.08.2001 bereits diejenige Ver­

gleichbarkeit von' Lebenspartnerschaft und Ehe hergestellt War, die mit der Anwend­

barkeit der Antidiskriminierungsrichtlinie nach Ablauf der Umsetzunssfrist seit dem 

03.1.2.2003 den Betroffenen das Recht auf Schutz vor Diskriminierung wegen ihrer 

. $exuellf!~r:·t: Au~ri~htu.ng im Sinne der Art.: 1, 2 l!nd' 3 der .Richtiinie · verschaffe.n. Auf 

•· sp~tere Vsrbesiserungen des Lebenspartrüersctiattsgesettes d.urct) · d~s And~rurigs .. · 
g~~~tz .vom :15~12:2004 kommt es. oicht an, dem~ d~s LebenspartnerschaftsgesetZ . 

sah bereits l~ seiner Ursprungsfassung in den §§ 2 und 5 eine Unterhaltspflicht der · 

Lebenspartner wie bei Eheleuten vor. Die Angleichu·ng des nationalen Rechts muss 

nicht abgewartet werden, was zwischen den. Beteiligten grundsätzlich auch nicht 

streitig ist und deshalb keiner weiteren Ausführungen bedarf. Eine zeitliche Begren­

zung des Anwendungsbereichs der Antidiskriminierungsrichtlinie, wie sie das Bun­

desverwaltungsgericht vorgenommen hat, steht allein dem Europäischen Gerichtshof 

" )· zu (vgL EuGH, Urt v. 06.03.2007 ·- C-292/04 -). Der Beklagte kann sich jedenfalls 

seit der Klärung der Rechtslage durch das Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 

10.05.2011 - C-147/08 - (Römer) für seine Weigerung, den Familienzuschlag der 

Stufe 1 ab der Anwendbarkeit der Antidiskriminierungsrichtlinie nachzuzahlen, nicht 

mehr auf das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 28.10.2010 a.a.O. berufen 

(so auch Urteil ernes Einzelrichters der Kammer vom 27.12.2011 a.a.O.). 

All dem kann der Beklagte weder die Einrede der Ve~ährung noch den Gesichts~ 

punkt der nicht zeitnahen GeltendmachunQ der Ansprüche entgegenhalten. Denn 



- 7 -

letztlich bestand Sicherheit darüber, ob der geltend gemachte Anspruch überhaupt 

besteht, erst seit Qen Urteilen de·s Bundesverwaltungsgerichts vom 28.10.2010 

a.a.O. 

Dagegen hat die Klägerin für den Zeitraum vor Anwendbarkeit der Anti­

Diskriminierungsrichtlinie 2000178/EG- im vorliegenden Fall vom 01.10.2001 bis zum 
02.12.2003 - keinen Anspruch auf Bewilligung des Familienzuschlags der Stufe 1. 

Denn die Vorschrift des § 40 BBesG in den Fassungen, die für diesen Zeitraum gal~ 

ten, sah diese Leistung nur für Verheiratete vor. An diese Gesetzesfassung ist das 

Gericht gebunden, da insoweit der Anwendungsvorrang des Europäischen Gemein­

schaftsrechts nicht greift 

Die Voraussetzungen für die Einholung einer Entscheidung des Bundesverfassungs­

gerichts nach Art. 100 Abs. 1 GG Ober die Vereinbarkeit dieses Gesetzes mit dem 

Grundgesetz liegen nach Auffassung des Einzelrichters nicht vor. Die Vergleichbar­

keit der eingetragenen Lebenspartnerschaft mit der Ehe, die eine Gleichstellung 

auch beim Bezug von staatlichen Leistungen erfordert, Ist nämlich erst in einem 

meh~ährigen Prozess in der Rechtsprechung erkannt und vom Gesetzgeber stufen­

weise und immer noch unvollkommen nachvollzogen worden. Nach Auffassung des 

Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 28.10.2010 a.a.O. ist erst mit dem 

Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 17.07.2002 a.a.O. die Rechtfertigung far 

eine Ungleichbehandtung von Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft entfallen. 

Der Schluss, den das Bundesverwaltungsgericht fOr den Zeitpunkt, ab dem der Fami~ 

lienzuschlag dem Anwendungsbereich der Richtlinie 2000/78/EG unterfAIIt, gezogen 

l hat, ist zwar europarechtlich nicht haltbar, aber far die Anwendung des Gleichheits­

satzes des Grundgesetzes dennoch· beachtlich. Die Auffassung des Bundesverwal­

tungsgerichts folgt der Linie der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, 

wonach bei einer unklaren Verfassungsrechtslage ein Neuregelungsauftrag für den 

Gesetzgeber erst far den Zeitraum ab einer endgültigen Klärung durch das Bundes~ 

Verfassungsgericht besteht. Ein Anspruch auf rOckwirkende Einbeziehung nichteheli-

. eher Lebensgemeinschaften in den Anwendungsbereich von auf Ehegatten be~ 

schränkten Leistungsgesetze besteht deshalb bei bislang nicht hinreichend geklärter 

Verfassungsrechtslage grundsätzlich nicht (vgl. BVerfG, Besohl. v. 11.06.201 0 • 1 

BvR 170/06 -, DVBI. 2010, 1098). Dass hinsichtlich der Einbeziehung von Lebens-



partnerschaffen in den Familienzuschlag bis zur Entscheidung des Bundesverfas­

sungsgerichts vom 07.07.2009 eine unklare Verfassungsrechtslage bestanden hat, 

folgt im Übrigen auch daraus, dass auch die erste Kammer des 2. Senats des Bun~ 

desverfassungsgerichts (vgl. Beschl. v. 06.05.2008- 2 BvR 1830/06 -, NJW 2008, 

2325) im Kern die Auffassung vertreten hat, dass wegen der Unterhaltspflichten in 

der Beamtenfamilie tor Kinder eine Begünstigung der Ehe gegenober der eingetra­

genen Lebenspartnerschaft im Bereich des beamtenrechtlichen Familienzuschlags 

gerechtfertigt sei ( so auch Urteil eines Einzelrichters der Kammer vom 27 .. 12.2011 

a.a.O.). 

Die Zweifel daran, ob die Begrenzung des Familienzuschlags der Stufe 1 auf Eheleu­

te bereits 2001 verfassungswidrig war und der Gesetzgeber dies rückwirkend korri­

gieren muss, erstarken angesichts dessen nicht zu einer gemäß Art. 1 00 Abs. 1 GG 

erforderlichen Überzeugungsgewissheit des Einzelrichters. Die noch ausstehenden 

und möglicherweise einschlägigen Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 

in den Verfahren 2 BvR 1978/08 und 2 BvR 1397/09 müssen deshalb nicht abgewar­

tet werden. 

Ebenso sieht das Gericht davon ab, das vorliegende Verfahren~ soweit es den Zeit~ 

raum vom 01.10.2001 bis zum 02.12.2003 betrifft, gemäß§ 94 VwGO bis zur Ent­

scheidung des Bundesverfassungsgericht in den genannten Verfahren auszusetzen. 

Insoweit fehlt es bereits an einer echten Vorgreifliehkelt der in jenen Verfahren zu 

entscheidenden Rechtsfrage. Ebenso sieht das Gericht bei Ausübung des ihm nach 

§ 94 VwGO zustehenden Ermessens keine Veranlassung zur teilweisen Aussetzung 

des vorliegenden Verfahrens. 

Gründe fQr eine Zulassung der Berufung (§§ 124 a Abs. 1, 124 Abs. 2 Nm. 3 und 4 

VwGO) liegen nicht vor. Wie bereits vorstehend ausgeführt, sind die aufgeworfenen 

Rechtsfragen durch höchstrichterliche Rechtsprechung europaischer und nationaler 

Gerichte inzwischen geklärt und sind die genannten Urteile des VG Stuttgart und des 

VG Karlsruhe mittlerweile in der Sache überholt. Ebenso bedarf es keiner Zulassung 

der Berufung, wie von der Klägerin angeregt, um dem Bundesverwaltungsgericht die 

Möglichkeit zu geben, sich mit dem Urteil des Europäischen Gerichtshof vom 

10.05.2011 - C-147/08 - (Römer) auseinanderzusetzen. Denn dessen bisherige 
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. Rechtsprechung ist durch dieses Urteil jedenfalls teilweise überholt; aus diesem 

Grund beruht das vorliegende Urteil auch nicht auf einer Abweichung von jenen Ent­

scheidungen. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 155 Abs. 1 VwGO. 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung zu, wenn sie vom Verwal­
tungsgerichtshof Baden-Württemberg zugelassen wird. Der Antrag auf Zulassung ist 
beim Verwaltungsgericht Stuttgart, Augustenstraße 5, 70178 Stuttgart oder Post­
fach 10 50 52, 70044 Stuttgart, innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Ur­
teils zu stellen. Der Antrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. Innerhalb von 
zwei Monaten nach Zustellung sind die Gründe darzulegen, aus denen die Berufung 
zuzulassen ist Die Begründung ist bei dem Verwaltungsgerichtshof Baden­
WUrttemberg, Schubartstraße 11, 68165 Mannheim oder Postfach 103264, 68032 
Mannheim, einzureichen, wenn sie nicht bereits mit Antragstellung beim Verwal­
tungsgericht Stuttgart erfolgt ist. Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn 
1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen, 
2. die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist, 
3. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 
4. das Urteil von einer Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs, des Bundesver­

waltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bun­
des oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung 
beruht oder 

5. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel gel­
tend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann. 

Vor dem Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer in Prozesskos~ 
tenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 
Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof einge­
leitet wird. Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder andere in § 67 Absatz 2 
VwGO bezeichnete Personen und Organisationen zugelassen. 

Wirth 
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Beschluss vom 10.02.2012 

Der Streitwert wird gemaß § 52 Abs. 3 GKG im Einverständnis der Beteiligten auf 

€ 2.358,00 

(zweifacher Jahresbetrag des strittigen Familienzuschlags) festgesetzt. 

Rachtsmittelbe1ehrun~ 

Gegen die Festsetzung des Streitwerts ist die Beschwerde an den Verwaltungsge­
richtshof Baden-WOrttemberg in Mannheim1 Schubartstraße 11, 68165 Mannheim 
oder Postfach 103264, 68032 Mann heim, gegeben, wenn der Wert des Beschwer­
degegenstandes 200 E Obersteigt Sie ist beim Verwaltungsgericht Stuttgart, Augus­
tenstraße 5, 70178 Stuttgart, oder Postfach 105052, 70044 Stuttgartl schriftlich oder 
zu Protokoll der Geschäftsstelle einzulegen und dann zulässig, wenn sie· vor Abtauf 

·von sechs Monaten nach Rechtskraft der Entscheidung Jn der Hauptsache oder an­
. de~itiger Erledigung des Verfahrens eingelegt wird .. Ist der Streitwert später als 
einen Monat vor Ablauf .dieser Frist festgesetzt: worden, so· kann sie noch. innerhalb. 

· .eine( Monats riacli .Zustellung od·er fennloser Mitteilung des. Festsetzungsb~sehh.Js:. 
: ·ses:t!ingelegüye,rdet:t .. .- ·. · · · .... · · . ·· ·: .. · . ·. · .·· .. ·.. ' 

.,· '"' ' ': ~ .. ' . . ·, . 

: ~ .Oij~ •. $~~ehwet.d'e. !alnn' vbrl .den Beteiligtem selbst. oder· von· ~inem .· Pr~i~sSbevoll· 
machtigten: eingelegt werden. Als Bevoltmächtigte sind Rechtsanwalte oder andere in 
§ 67 Absatz 2 VwGO bezeichnete Per-Sonen und Organisationen zugelassen. 

Wirth 

'. :.·,.··: 

' ·· .. ·'. 


